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Ordentliche Hauptversammlung am 21. August 2025 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu 
Tagesordnungspunkt 8 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG 

Die Aktionärin der Cliq Digital AG („Gesellschaft“), Dylan Media B.V. 
Keizersgracht 452, 1016 GD Amsterdam, Königreich der Niederlande, 
(„Dylan Media“) hat gegenüber der Gesellschaft mit Schreiben vom 
8. Juli 2025 gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangt, die Tagesordnung der 
ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 21. August 2025 
um einen in dem Schreiben näher bestimmten Beschlussvorschlag 
über die Aufhebung der bestehenden und die Schaffung einer neuen 
Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG über den Erwerb und die 
Verwendung eigener Aktien zu ergänzen.  

Unter Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversammlung wird vor dem 
Hintergrund des Verlangens der Aktionärin Dylan Media 
vorgeschlagen, die Gesellschaft im Einklang mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu 
ermächtigen, bis zum 20. August 2030 eigene Aktien im Umfang von 
bis zu insgesamt 10 % des bei Wirksamwerden oder – sollte dieses 
geringer sein – bei Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals zu erwerben. Die bestehende zu Tagesordnungspunkt 7 
der ordentlichen Hauptversammlung vom 14. April 2022 erteilte 
Ermächtigung, aufgrund derer die Gesellschaft insgesamt 646.871 
eigene Aktien (rund 9,93 % des Grundkapitals der Gesellschaft) 
erworben hat, soll aufgehoben werden, soweit von ihr bis dahin kein 
Gebrauch gemacht wurde.  

Der Vorstand erstattet gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre bei der Veräußerung von eigenen Aktien sowie zum 
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Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts beim Erwerb eigener 
Aktien diesen Bericht.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Erwerb der 
eigenen Aktien (i) über die Börse oder (ii) mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Erwerbsangebots bzw. mittels einer 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten (der 
Erwerb in den Fällen von Ziffer (ii) im Folgenden auch „Öffentliches 
Erwerbsangebot“) erfolgen kann.  

Bei einem Öffentlichen Erwerbsangebot wird die Gesellschaft 
gegenüber allen Aktionären ein Angebot entsprechend ihrer 
Beteiligungsquote abgeben. Das Volumen des Öffentlichen 
Erwerbsangebots kann begrenzt werden. Sofern die Gesamtzeichnung 
des Angebots dieses Volumen überschreitet, sind die 
Annahmeerklärungen – insoweit unter Ausschluss eines etwaigen 
Andienungsrechts der Aktionäre – grundsätzlich im Verhältnis der Zahl 
der jeweils angedienten Aktien zu berücksichtigen 
(Andienungsquoten). Ebenso können zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchteile kaufmännische Rundungen und eine bevorrechtigte 
Berücksichtigung geringer Stückzahlen von bis zu 100 Stück zum Erwerb 
angedienter Aktien der Gesellschaft je Aktionär unter insoweit 
partiellem Ausschluss eines etwaigen Rechts der Aktionäre zur 
Andienung ihrer Aktien vorgesehen werden. Dies dient dazu, das 
technische Verfahren für die Abwicklung des Angebots zu 
vereinfachen. Die bevorrechtigte Berücksichtigung geringer 
Stückzahlen dient darüber hinaus dazu, kleine Restbestände zu 
vermeiden. Der Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss eines 
etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt 
sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. Zudem soll es dem 
Vorstand freistehen, im Rahmen eines Öffentlichen Erwerbsangebots 
eine Preisspanne festzulegen, innerhalb derer Aktionäre Angebote 
abgeben können. Dies ist etwa der Fall bei einer „holländischen 
Auktion“, bei der die Aktionäre Angebote zur Andienung ihrer Aktien an 
die Gesellschaft in einer bestimmten Preisspanne abgeben. In einem 
solchen Fall kann vorgesehen werden, dass der finale Preis nach der 
Höhe und der Anzahl der Gebote bestimmt wird, und zwar abhängig 
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davon, zu welchem festgelegten Gesamtbetrag der Rückkauf der 
meisten Aktien oder zu welchem niedrigsten Preis der Rückkauf einer 
bestimmten Anzahl von Aktien möglich ist. Bei einem solchen 
Erwerbsangebot auf Basis einer Preisspanne können Angebote von 
Aktionären, die einen zu hohen Kaufpreis verlangen, unberücksichtigt 
bleiben. Auch insoweit wird ein etwaiges Recht der Aktionäre zur 
Andienung ihrer Aktien ausgeschlossen.  

Wenn für die Aktien der Gesellschaft ein Börsenpreis verfügbar ist und 
nicht die Einbeziehung der Aktien der Gesellschaft zum Börsenhandel 
im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse auf Antrag der 
Gesellschaft beendet sein sollte, hat der Vorstand diesen zu 
berücksichtigen. Nach einer etwaigen Beendigung der Einbeziehung 
der Aktien der Gesellschaft zum Börsenhandel im Freiverkehr der 
Frankfurter Wertpapierbörse auf Antrag der Gesellschaft tritt im 
Zeitraum von 12 Monaten ab Wirksamwerden der Beendigung der 
Einbeziehung als Referenzwert für die Festlegung der Ober- bzw. 
Untergrenze des Kaufpreises beim Erwerb eigener Aktien über ein 
Öffentliches Erwerbsangebot an die Stelle des Börsenpreises – 
vorbehaltlich einer entsprechenden Beschlussfassung des 
vorgeschlagenen Rückerwerbsangebots durch die 
Hauptversammlung – der Angebotspreis des von der ordentlichen 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. August 2025 
beschlossenen Rückerwerbsangebots. Im Übrigen kann der Vorstand 
nach einer etwaigen Beendigung der Einbeziehung der Aktien der 
Gesellschaft zum Börsenhandel im Freiverkehr der Frankfurter 
Wertpapierbörse den maßgeblichen Wert je Aktie der Gesellschaft 
entweder auf Grundlage einer von einem unabhängigen 
sachverständigen Gutachter durchgeführten 
Unternehmensbewertung gemäß dem IDW Standard 1 „Grundsätze zur 
Durchführung von Unternehmensbewertungen“ (IDW S 1 i.d.F. 2008), auf 
Grundlage eines Bewertungsgutachtens von einer anerkennten 
Investmentbank festgelegt wurde oder auf einer sonstigen 
angemessenen Marktbewertung, insbesondere soweit diese auf mit 
einem oder mehreren Aktionären verhandelten Kaufpreis(en) basiert, 
festlegen. 
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Die auf Grundlage dieser oder einer vorangegangenen Ermächtigung 
der Hauptversammlung zum Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien können von der Gesellschaft 
wieder veräußert oder ohne erneuten Hauptversammlungsbeschluss 
eingezogen werden. Dabei soll der Vorstand auch ermächtigt sein, die 
Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne Veränderung des 
Grundkapitals durchzuführen. In diesem Fall erhöht sich durch die 
Einziehung gemäß § 8 Abs. 3 AktG der Anteil der übrigen Aktien am 
Grundkapital. Ein Erwerb zum Zweck des Handels in eigenen Aktien ist 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 2 AktG ausgeschlossen. 

Die Wiederveräußerung eigener Aktien erfolgt grundsätzlich durch 
Verkauf über die Börse oder im Wege eines an alle Aktionäre 
gerichteten Angebots. Daneben soll die Gesellschaft auch ermächtigt 
werden, eigene Aktien, die auf Grundlage dieser oder einer 
vorangegangenen Ermächtigung der Hauptversammlung gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben werden bzw. wurden, in den nachfolgend 
unter (i) bis (v) genannten Fallen mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in anderer Weise zu 
veräußern. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ist — vorbehaltlich der 
Prüfung im Einzelfall bei Ausnutzung der Ermächtigung — aus den 
nachfolgend erläuterten Gründen grundsätzlich sachlich 
gerechtfertigt, angemessen und im Interesse der Gesellschaft 
geboten: 

(i) Die Aktien sollen gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden können, 
der den Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf 
die Aktien entfällt, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
darf in diesem Fall auch bei mehreren Veräußerungsvorgängen 
insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 
Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Höchstgrenze ist der 
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anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in 
unmittelbarer oder sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
werden. Auf die Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals ist 
ferner der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der 
auf Aktien entfällt, die zur Erfüllung von Verpflichtungen aus 
Schuldverschreibungen auszugeben sind, soweit die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden.  

Mit dieser Ermächtigung soll von dem vereinfachten 
Bezugsrechtsausschluss nach §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG Gebrauch gemacht werden. Der Vorstand wird 
hierdurch in die Lage versetzt, die sich aufgrund der jeweiligen 
Börsensituation bietenden Möglichkeiten schnell, flexibel und 
kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe 
Preisfestsetzung erzielbare Veräußerungserlös führt in der Regel 
zu einem deutlich höheren Mittelzufluss je veräußerter Aktie als 
im Fall einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht. Durch den 
Verzicht auf eine zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des 
Bezugsrechts kann der Eigenkapitalbedarf der Gesellschaft aus 
sich kurzfristig bietenden Marktchancen gedeckt werden. Zwar 
gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des 
Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der 
Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten 
besteht aber auch in diesem Fall ein Marktrisiko über mehrere 
Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des 
Veräußerungspreises und so zu nicht marktnahen und für die 
Gesellschaft nicht optimalen Konditionen führen kann.  

Die Vermögensinteressen der Aktionäre werden bei einer 
Inanspruchnahme dieser Ermächtigung dadurch gewahrt, dass 
die Gesellschaft die eigenen Aktien nur zu einem Preis veräußern 
darf, der nicht wesentlich unterhalb des jeweiligen Börsenpreises 
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liegt. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die 
eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der 
Vorstand wird sich dabei – unter Berücksichtigung der aktuellen 
Marktgegebenheiten – bemühen, einen etwaigen Abschlag vom 
Börsenpreis so niedrig wie möglich zu halten. Die Stimmrechts- 
und Beteiligungsinteressen der Aktionäre werden in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Erfordernissen dadurch 
gewahrt, dass die gesamte Zahl der Aktien, die während der 
Laufzeit der vorgeschlagenen Ermächtigung unter Einbeziehung 
bestehender Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts (z. B. bei der Ausnutzung eines 
genehmigten Kapitals) ausgegeben werden, 20 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen darf. Auf die 
Begrenzung von 20 % des Grundkapitals ist ferner der anteilige 
Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 
die zur Erfüllung von Verpflichtungen aus Schuldverschreibungen 
auszugeben sind, soweit die Schuldverschreibungen während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden. Hierdurch soll der für die vom 
Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre eintretende 
Verwässerungseffekt möglichst gering gehalten werden. 
Aufgrund des begrenzten Umfangs einer etwaigen Verwässerung 
haben die von dem Bezugsrechtsausschluss betroffenen 
Aktionäre zudem grundsätzlich die Möglichkeit, ihre 
Beteiligungsquote durch einen Zukauf über die Börse und somit 
zu marktgerechten Konditionen aufrechtzuerhalten. 

(ii) Ferner ist vorgesehen, die Gesellschaft zu ermächtigen, eigene 
Aktien als Gegenleistung zum Zweck des Erwerbs von 
Sachleistungen zu übertragen. Dabei muss das Bezugsrecht der 
Aktionäre ebenfalls ausgeschlossen werden können, da die 
entsprechenden Aktien sonst nicht auf den Veräußerer der 
Sachleistung übertragen werden können. Ein 
Bezugsrechtsausschluss ist in diesem Fall aus folgenden 
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Gründen erforderlich: Die sich bietenden Akquisitionschancen 
bestehen in der Regel nur kurzfristig. Eine Veräußerung der 
eigenen Aktien an die Aktionäre zur Generierung der für die 
Akquisition erforderlichen Mittel kommt daher regelmäßig nicht 
in Betracht und kann sich darüber hinaus negativ auf den 
Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft auswirken. Auch 
verlangen die Veräußerer von Akquisitionsobjekten, wie 
insbesondere von Unternehmen und Beteiligungen, zunehmend, 
dass die Gegenleistung in Form von Aktien des Erwerbers 
erbracht wird. Die Nutzung eigener Aktien – sei es an Stelle von 
oder in Kombination mit einer Ausgabe von neuen Aktien aus 
einem genehmigten Kapital – ist hierfür ein flexibles Instrument. 
Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand 
sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen 
gewahrt werden. Bei der Bemessung des Werts der als 
Gegenleistung hingegebenen eigenen Aktien wird sich der 
Vorstand am maßgeblichen Börsenpreis der Aktien der 
Gesellschaft orientieren, falls ein solcher vorhanden ist. Eine 
schematische Anknüpfung an einen Börsenpreis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt ist indes nicht vorgesehen, insbesondere 
um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch 
Schwankungen des Börsenpreises wieder infrage zu stellen. 
Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zur Zeit nicht. 

(iii) Die Aktien sollen zur Bedienung von Options- und/oder 
Wandlungsrechten oder entsprechenden Pflichten aus Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen und/oder aus 
Wandelgenussrechten verwendet werden können, die von der 
Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen ausgegeben 
worden sind oder werden. Die Lieferung von Aktien zur Bedienung 
von Options- oder Wandlungsrechten oder entsprechenden 
Pflichten aus Options- oder Wandelschuldverschreibungen oder 
Wandelgenussrechten wird üblicherweise durch ein bedingtes 
Kapital sichergestellt. Im Einzelfall kann es jedoch sinnvoll sein 
und im Interesse der Gesellschaft liegen, keine neuen Aktien aus 
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einem bedingten Kapital auszugeben, sondern die genannten 
Rechte und Pflichten ganz oder teilweise mit bereits 
existierenden, eigenen Aktien zu bedienen. 

(iv) Noch eine weitere Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts bezieht sich auf Wandel- und 
Optionsschuldverschreibungen bzw. auf Wandelgenussrechte, 
die von der Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in 
ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen aufgrund einer 
von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung zur Ausgabe 
solcher Instrumente ausgegeben werden. Die Gesellschaft soll 
ermächtigt werden, eigene Aktien auch zu verwenden, soweit es 
erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- 
und/oder Optionsrechten aus Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen und/oder 
Wandelgenussrechten, die von der Gesellschaft oder durch von 
ihr abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende 
Unternehmen ausgegeben werden, bzw. den hieraus im Falle 
eines eigenen Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten 
ein Bezugsrecht auf Aktien in dem Umfang zu gewahren, wie es 
ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. 
Dies hat folgenden Hintergrund: 

Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- und/oder 
Optionsrechte bzw. -pflichten hängt außer von dem Wandlungs- 
bzw. Optionspreis, insbesondere vom Wert der Aktien der 
Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. -pflichten beziehen. Zur Sicherstellung einer erfolgreichen 
Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen und 
Genussrechte bzw. der Vermeidung eines entsprechenden 
Ausgabeabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die 
Anleihe- bzw. Genussrechtsbedingungen sogenannte 
Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die 
Berechtigten vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zugrunde 
liegenden Aktien schützen. Eine Ausgabe von Aktien, bei welcher 
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die neuen Aktien den Aktionären zum Bezug angeboten werden, 
würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer 
solchen Wertverwässerung führen. Denn um das Bezugsrecht für 
die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die Abnahme der 
neuen Aktien sicherzustellen, werden die neuen Aktien bei einer 
Bezugsrechtskapitalerhöhung (und entsprechend auch bei 
einem etwaigen Bezugsangebot eigener Aktien) üblicherweise zu 
einem Ausgabebetrag ausgegeben, der einen Abschlag 
gegenüber dem aktuellen Wert bzw. Börsenpreis der 
bestehenden Aktien enthält. Dies führt dazu, dass der 
Gesellschaft aus der Ausgabe der Aktien weniger Mittel zufließen 
als es einer Bewertung mit dem aktuellen Wert der bereits im 
Umlauf befindlichen Aktien entspräche und der Wert der Aktien 
dadurch verwässert wird. Die erwähnten 
Verwässerungsschutzbestimmungen in den Anleihe- bzw. 
Genussrechtsbedingungen sehen für diesen Fall daher 
grundsätzlich eine entsprechende Ermäßigung des Wandlungs- 
bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer 
späteren Wandlung bzw. Optionsausübung die der Gesellschaft 
zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der 
Gesellschaft auszugebenden Aktien erhöht. Als Alternative, durch 
welche sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. 
Optionspreises vermeiden lässt, gestatten es die 
Verwässerungsschutzbestimmungen jedoch häufig, dass den 
Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten ein 
Bezugsrecht auf die neuen Aktien in dem Umfang eingeräumt 
wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- bzw. 
Optionspflichten zustünde. Das heißt, sie werden damit so 
gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär 
geworden und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt; 
sie werden für die Wertverwässerung somit — wie alle bereits 
bestehenden Aktionäre — durch den Wert des Bezugsrechts 
entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese Alternative der 
Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der 
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Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie 
dient daher der Gewährleistung eines größtmöglichen 
Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung bzw. 
Optionsausübung bzw. reduziert die Anzahl der bei einer 
späteren Wandlung bzw. Optionsausübung auszugebenden 
Aktien. Dies kommt auch den bestehenden Aktionären zugute, so 
dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres 
Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen 
und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in 
welchem neben den bestehenden Aktionären auch den Inhabern 
der Options- oder Wandlungsrechte ein Bezugsrecht eingeräumt 
wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Verwaltung die 
Möglichkeit, im Falle einer Bezugsrechtskapitalerhöhung (bzw. 
eines Bezugsangebots eigener Aktien) in sorgfältiger Abwägung 
der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen 
beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von 
Verwässerungsschutz wählen zu können. 

(v) Erworbene eigene Aktien sollen auch als Bestandteil einer 
variablen Vergütung bzw. im Zusammenhang mit 
aktienbasierten Vergütungs- bzw. Aktienoptionsprogrammen 
der Gesellschaft verwendet werden können. Ferner sollen solche 
eigenen Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der 
Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen stehen oder 
standen, sowie an Organmitglieder von verbundenen 
Unternehmen ausgegeben werden dürfen. Die Ausgabe eigener 
Aktien an Mitarbeiter liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre, da hierdurch die Identifikation der Mitarbeiter mit 
ihrem Unternehmen und damit die Steigerung des 
Unternehmenswertes gefördert werden können. Die Nutzung 
vorhandener eigener Aktien als aktienkurs- und wertorientierte 
Vergütungsbestandteile statt einer Kapitalerhöhung oder einer 
Barleistung kann für die Gesellschaft zudem wirtschaftlich 
sinnvoll sein. Bei der Bemessung des von Mitarbeitern zu 
entrichtenden Kaufpreises kann eine bei Mitarbeiteraktien 
übliche und am Unternehmenserfolg orientierte angemessene 
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Vergünstigung gewährt werden. Aktien können den 
vorgenannten Personen auch im Zusammenhang mit 
entsprechenden Programmen unentgeltlich angeboten, 
zugesagt und übertragen werden, sofern das Anstellungs- oder 
Organverhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, der Zusage oder 
der Übertragung besteht. Um die vorstehenden Ziele zu 
erreichen, ist ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
erforderlich. Soweit im Rahmen dieser Ermächtigung 
Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft Aktien gewährt werden 
sollen, entscheidet hierüber entsprechend der aktienrechtlichen 
Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft.  

Der Vorstand hält den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten 
Fällen bei Abwägung aller Umstände aus den aufgezeigten Gründen 
auch unter Berücksichtigung des zu Lasten der Aktionäre eintretenden 
Verwässerungseffekts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall 
sorgfältig prüfen, ob er von den vorgenannten Ermächtigungen 
Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeiten wird nur 
dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer 
Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist.  

Bei einer Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand die der 
Ausnutzung jeweils folgende Hauptversammlung unterrichten.  

 

Der Vorstand der Cliq Digital AG 

gez. Lodewijk Lucien Voncken  gez. Bernardus Bos 

 


